
Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Burgenländischen Landtages der XIII. Wahlperiode

Regierungsvorlage

Zahl 13 - 57

Gesetz

Beilage 99

vom ----, mit dem das GemeIndebedIen-
stetengesetz 1971 geändert wird (1. Novelle zum Ge­
meindebedienstetengesetz 1971).

Der Landtag hat beschtossen:

Artikel I

Das Gemetndebedienstetengeeetz 1971, LGBI. Nr.
13/1972, w.ird wie folgt geändert:

1. lm § 3 letzter Satz wi'rd der Ausdr-uck .Dlenstbe­
urteil ung" durch den Ausdruck 11 Leistunqsfeststel­
lung" ersetzt,

2. § 4 Abs. 1 Nt. e hat zu lauten:
"e)der Nachweis dererfolqrelchen Ablegung der

Bei1eprüfung an einer höheren Schule."

3. § 4 Abs, 2 'Ilit. a wird aufgehoben; dle bisherigen
liit. b bis d erh alten die Bezeichnung "a) ", 11 b)"
und "c}".

4. Im § 7 Abs. 1 wi'rd die G-elöbf'llisformel durch fol­
'gende G'eIöonlstorrneI ersetzt:
"Ich g:elobe,daß lich die Gesetze der Hepubllk
Österreich und des Bundeslandes Burgenl·a:nd be­
folgen und 'alol'e mit meinem Amte verbundenen
P~I'ichten treu und 'g'ewi'ssenhaft erfüllen werde."

5. § 10 Abs. 3 wird aufgehoben.

6. § 14 Abs. 3 wird auf.g·ehoben.

7. § 16 Abs. 3 ·(,etzter Satz wird durch folgenden Satz
ersetzt:
,,8ine 'mehr als zwe.imal,i'ge Wiederholung der Prü­
fung,ist unzulässig. ,.

8. § 16 Abs. 6 wird aufgehoben.

9. § 17 hat zu lauten:
..§ 17

Di'sz,ipllnarbehörden
Diisz,ipJiinarbehördcen sind

1. der BÜrg.erme!ister (Obmann des Gemeindever­
bandsausschusses); dieser ist ~uständig zur
Suspendierung (§ 112 BOG 1979) und zur Er­
lassung von Diszlpltnarverfüqungen (§ 131 BOG
1979) hinsichtlich der Gemelndebeamten:

2. die Dlszipjlnarkomrnisston für Geme;indebeam-
• .. • • • ...." - • .T" "

Suspendierung (§ 112 BOG 1979) und zur Er­
lassung von Diszlpltnarverfüqungen (§ 131 BOG
1979) hinsichtlich der Gemelndebeamten:

2. die Dlszipjlnarkomrnisston für Geme;indebeam­
te; diese ist zuständig zur Erlassung von Dlszl­
ptinarerkenntn'issen, zur Entscheidung Über Be­
rufungen gegen DiszipHnarverfÜogungen und zur
Entscheidung über Bef1ufungen 'gegen Suspen­
dii·erungen durch den Bürgerme.ster (Obmann
des Gemeindeverbandsausschusses) hinsichtlich
der Gemeindebeamten ;

3. ·d'e Diisz'ipUnaroberkommission für Landesbeam­
te (§ 8 des Landesbeamtenge·setzes 1978); die­
se ist zuständig zur Entscheidung über Beru­
fungen g·egen Erkenntnisse und Berufungsent­
scheidunpen der Di'sZliplinarkommission für Ge­
meindebeamte sowie über Ber,ufungen gegen
Suspendie'rungen durch dte Dlszlplinarkornrnis­
sion ~ür Gemeindebeamte. Gegen dlie Entschei­
dunigen der Dlszlpllnaroberkommlssicn für Lan­
desbeamte steht kein ordentliches Rechtsmittel
zu."

10. Die §§ 17 und 18 erhalten die Bezeichnung ..§ 18"
und ..§ 19".

11. Der bisherige § 19 wird aufgehoben.

12. § 20 hat zu lauten:
II§ 20

Dlszlptlnaranzeiqe
(1) Di-e Erstattung der Diszipl'ina-ranzeige ob­

nagt dem Gemeinderat (GJeme.indeverbandsaus­
schuß).

(2) Hat si'n Beamter die Einleitung eines Diszl­
pllinalVerfahrens gegen sich selbst beanrtragt, so
tstau1 Verlanqen des Beamten dieser Antrag un­
verzÜg'liich dem Vorsitzenden der D;isz~pliinarkom­

mlsslcn für Gemelndeoeamte und dem Disz.ipli­
naranwalt zu überrnitteln."

13. Oer bisherige § 20 erhält d'ie Bezeichnung ,,§ 21 Cl.

14. Oerbisherige § 21 wird aU~gehoben.

15. Dem § 23 Abs. 2 w~rd folgender Satz angefügt:
"Ist dle Gemeinde (der Gemeindeverband) gemäß
§ 26 Geha:ltsgesetz 1956 zur Leistung einer Ab­
ferbtgung an den ausscheidenden Gemeindebe­
amten verpflichtet und 'ist die Gemeinde (der Ge­
melndeverbanc) deshalo von der Le~stung eines
überweisungsbetrages nach § 311 ASVG befreit,
so hat das Land der Gemeinde (dem Gemeinde­
verband) einen Betrag in der Höhe dieses Ober­
weisungsbetrages zu erstatten."

16. § 25 Albs. 2 Z. 7 hat zu lauten:
,,7. Bewil11igrungeines sondenmacoes von mehr
veroanuj einen ceuag In aer none oieses uoer-
weisungsbetrages zu erstatten."

16. § 25 Albs. 2 Z. 7 hat zu lauten:
,,7. Bewil11igrungeines sondenmacoes von mehr

als zwei Wochen und eines Karenzu-rlaubes
nach den Bestimmungen des Beamten-Dienst­
rechtsgesetzes 1979."

17. § 25 Abs. 2 Z. 9 hat zu lauten:
,,9. Versetzunq in den Ruhes~and 'Q!em. § 14 des

Beamten-Dienstrechtsqesetzes 1979. ce
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18. § 25 Abs. 5 hat zu lauten:
,,(5) Die Erl'assung von Teuerunqszuiaqenverord­
nungen zur Anpassung der MonatsbezÜge an ge­
änderte Lebenshaltungskosten auf Grund des
Gehaltsgesetzes 1956 (§ 88 Abs. 1) und des Pen­
sionspesetzes 1965, BGB!. NI'. 340 ( 41 Abs. 4),
sowie di,e Erlassung von Verordnungen Über die
Mindestsätze für die Bemessung der Ergänzungs­
zul,age nach dem Pensionsgesetz 1965 (§ 26 Abs.
5) obl')egt der Landesreg~erung."

19. § 31 Albs. 1 hat zu lauten:
,,(1) D;feser Teil des Geset~es regelt die Rechts­
verhältn.isse der in einem privatrechtlichen D;ienst­
vel"hältn1is zu einer Gemeinde oder einem Gemei n­
deverband (111. Tell) stehenden P.ersonen (Ge­
melnoevertraqsoedlenstete)."

20. § 32 Abs. 3 Z. 5 hat zu lauten:
,,5. Bewil:Hgungeines Sonderurlaubes von mehr

als zW6Ii Wochen und eines Karenzurlaubes
nach den Bestimmungen des Vertraqsbedien­
stetenqesetzes 1948."

21. Dem § 37 wird fO'l'gender Absatz 3 angefügt:
,,(3) Für dle HaushaltsfÜhrullg der Gemeindever­
bände ,g.elten si1nngemäß die Bestimmungen des
IV. Hauptstückes der Bgld. Gemeii,ndeordnung;
biebei tr.ittan die SteHe des Gemeinderates der
Gem~indever:bandsaussch'Uß und an dle Stelle
des Bürg'ermeisters der Obmann des Gemeinde­
varbandsausschusses. "

22. Im § 38 Abs. 1 letzter Satz wird der Ausdruck
"o.ienstbeurteUung" durch den Ausdruck "Lei­
stungsfest'Stellung ll ersetzt.

23. § 38 Abs. 2 hat zu lauten:
,,(2) Die Erlassung von Teuerungszulagenverord­
nungen zur Anpassung der MonatsbezÜge an g'e­
änderte Lebenshaltungskosten 'auf Grund des
nach Abs. 1 anzuwendenden Gehaltsgesetzes
1956 (§ 88 Abs. 1) und des Pensionsgesetzes 1965
(§ 41 Abs.4) sowie dle Erlassung von Verordnun­
gen 'Über dlie Mindestsätze für d.e Berrressunq der
Ergänzungszulage nach dem Pensionsgesetz 1955
(§ 26 Abs. 5) obl.i,egt der Landesregoierung."

24. § 39 Abs. 1 hat zu lauten:
,,(1) Soweit gesetz/Iich nicht anderes bestimmt
wjrd, sind auf diie ,in einem privatrechtlichen
Dienstverhältni,s zur Fr,eistadt Eisenstadt und zur
Freistadt Rust 'Stehenden Personen die Bestim-

,,(1) soweit gesetz/llcn rucnt anoeres oesurnnu
wjrd, sind auf diie ,in einem privatrechtlichen
Dienstverhältni,s zur Fr,eistadt Eisenstadt und zur
Freistadt Rust 'Stehenden Personen die Bestim-

mungen des LaondesvertragsbedJenstetengesetzes
1971, LGBt Nr. 31, ijn der Jeweulls 'geltenden Fas­
sung sinngemäß anzuwenden."

25. § 41 hat zu lauten:
,,§ 41

Dlszipflnarbehörden

D1isZJipl1ina'f-beihörden sind

1. der Stadtsenat; dieser ist zuständig zur Bus­
pendierung (§ 112 BDG 1979) und zur Erlas­
sung VOn o.iszJip'~inarverfÜgungen (§ 131 BDG
1979) blnslchtllch der Beamten der Stadt;

2. ole Dlszlpltnerkommlsslon für Landesbeamte
(§ 7 des Landesbeamtenge'Setzes 1978); di,ese
list zuständlq zur Erl,assung von nisz,iplinarer­
kenntnlssen, zur Entsche',idung Über Berufun­
gen gegen Dlszlplinarverfüqonqen und zur Ent­
scheidung Über Berufungen ,g,egen S'uspendie­
runqen durch den Stadtsenat hilnsichtlich der
Beamten der Stadt;

3. dij:e DisZJip~inaroberokommission für Landesbe­
amte (§ 8 des Landesbeamtengesetzes 1978);
di,sse ist zuständlq zur Entsch€iidung Über Be­
rufungen ge,gen Er~enntniiSse und Berufungs­
entscheidungen der Dlsziplinarkommission für
Landesbeamte sowie über Berufunqen gegen
Suspendlien.mgen durch die Dlszipllnarkommls­
sion für Landesbeamte. Gegen die Entschei­
dungen der Di'sZlipl'J.narobel'1kommission für
Landesbeamte steht kein ordentäches Rechts­
mitteI ZoU."

26. § 42 hat zu lauten :
,,§ 42

Dtj'sziplin aranzeige
(1) Die Erstattung der Disz,ipHnaranzeige ob­

Iliegt dem Stadtsenat.
(2) Het ,eij1n Beamter die Einleitung eines Dis­

Ziiplinarverfahrens gegen sich setbat beantragt,
so list auf Verlanqen des Beamten dieser Antrag
unverzügllch dem Vorsitzenden der O'sz+pl,inar­
kommission für Landesbeamte und dem Diszlpll­
naranwalt zu übermitteln."

Arti'kel 11

Es treten 'in Kraft:

1. Art. I Z. 15 mit 1. August 1979,

2. die 'übr,i'gen Bestimmungen mit 1. JuM 1980.

ES treten 'In K.ran:

1. Art. I Z. 15 mit 1. August 1979,

2. die 'übr,i'gen Bestimmungen mit 1. JuM 1980.
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Erläuterungen

I.

Allgemeines.

Das Geme;indebed~enstetengesetz 1971 ist am 1.
1. 1972 in Kraft getreten. Seit diesem Ze'itpunkt sind
eine Änderung der Dienstrechtskompetenzen auf
Grund der B-VG-Novelle 1974, BGBI. Nr. 444, und
zahlreiche Änderungen der dienstrechtUchen Vor­
schrlften der Bundes- und Landesbediensteten e'in­
getreten, die eine Novetrlerunq des Gemeirndebedien­
stetengesetzes ertorderhch erscheinen lassen.

Mehrkosten:' Aus den vOIlgeschlagenen Gesetzesän­
dertUngen werden sich keine Mehrkosten ergeben;
Erstattungsbeträge nach § 23 Abs. 2 letzter Satz wer­
den erfahrungsgemäß nur in äußerst seltenen Fällen
zu leisten sein. Für den bereits anhäng,tgen Fall wird
der Erstattungsbetrag rund 162.000 Schilfoin'g ausma­
chen.

11.

Besonderer Tell,

Zu Art. I Z. 1 bis 5, 16, 17 und 22 (§§ 3, 4, 7, 10, 25
und 38 Abs. 1):

Durch diese Besttmmungen soll eine Anpassung
an di,e im neuen Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979,
8GBI. Nr. 333, verwendeten Begrtffe erfo~gen, die auf
Gr"und der 1. Ergän~ung zum L...ndesbeamtengesetz
1978, LGBI. Nr. 31, auch für Landesbeamte anwend­
bar sein werden.

Zu Art. I Z. 6, 7 und 8 (§§ 14 und 16):

Die Bestimmungen über die Gemeindeverwal­
tungsdienstprüfung sollen an d~e Besti'mmungen des
neuen Beamten-Dienstrechtsgesetzes über das Prü­
fungsverfahren anqepaßt werden.

Zu Art. I Z. 9 bis 14 und Z. 25 und 26 (§§ 17 bis 20,
41 _.:1d 42):

Das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 enthält ei­
ne Neuregelung des D1isziptinarrechtes. Die Anwen­
dung dieser Bestimmunqen für Landesbeamte und
damit auch für Geme,i'Odebeamte und Beamte der
Freistädte Eisenstadt und Rust macht es notwendig,
auch d'i'e besonderen BesNmmun.gen über das Diszi­
pHnarverfahren für Gemeindebeamte einer Anglei­
chung zu unterziehen. Der Entwuri sieht daher neben
einer taxattven Aufzähluna der Dlsziclinarbehörden
Freistädte Eisenstadt und Rust macht es notwendlq,
auch d're besonderen BesNmmungen über das Diszi­
pHnarverfahren für Gemeindebeamte einer Anglei­
chung zu unterziehen. Der Entwuri sieht daher neben
einer taxatlven Aufzählung der D:isz,pUoarbehörden
auch d'i'8 MÖg,lichke:it der Suspendi'erung eines Ge­
meindeoeamten im Sinne des § 112 des Beamten­
Dienstrechtsgesetzes 1979 durch den BÜrgermeist-er
als Diszipli'narbehörde 1. Instanz sowie die Erlassung
von DisZJipHnarverfÜgungen im Rahmen €';'nes abge­
kürzten Venahrens vor.

Zu Art. I Z.15 (§ 23):

Da das Land den Gemeinden und G'emeindever­
bänden jenen Aufwand zu ersetzen hat, der durch

die Anwendung der für die Landesbeamten geltenden
pensionsrechtiichen Bestimmungen auf Gemeinde­
beamte und deren Hinterblqebene erwächst, sieht die
derzeritige gesetzl~che Regelung vor, daß Oberwei­
sungsbeträge, diie den Gemepnden bzw. Gemeinde­
verbänden anläßl.ichder Anrechnung von Ruhegenuß­
vordienstzeiten als Dienstgeber gebühren, an das
Land abzutühren sind. Umgekehrt hat das Land den
Gemeinden (Gemeiodeverbänden) die bei Ausschei­
den eines Gemeindeoeamten aus dem Dienststand
zu leistenden überweisungs-beträge zu ersetzen.

UnberÜcks~ch~gt blieb bisher jedoch jener Fall,
in welchem eln Gemeindebe'amter welbtichen Ge­
sehtechtes mit Anspruch aruf Abf,ert,igung nach § 26
Abs. 3 Gehaltsgesetz 1956, aber ohne Anspruch auf
Pensionsversorgung aus dem Gemeindedienst aus­
gesch~eden 'ist. Gemäß § 26 (3) Gehaltsgesetz 1956
gebührt einem verheirateten Beamten weibl1ichen Ge­
schlechtes, wenn er inner"halb von zwei Jahren nach
seiner EheschNeßung freiwillig aus dem Dienstver­
hältnis austritt und einem Beamten weiblQchen Ge­
sehtechtes. wenn er 'innerhalb von 18 Jahren nach
der Geburt eines e:igenen K1indes, das im Zeitpunkt
des Ausscheidens noch lebt, freiwiJI.ig aus dem
Dienstverhältnis eustritt. eine Abfertigung; die Höhe
dieser Abfertigung ist nach § 27 Abs. 2 zu berechnen;
sie beträgt z. B. bei 25 für den ,Ruhegenuß voll an­
rechenbaren Dienstjra,hren 37 Monatebezüqe. Nach
der derzeitigen Rech·tslage haben die Gemeinden und
Gemeindeverbände diese nicht unbeträchtlichen Ab­
fertigungen 8!usschlließUch aus eigenen Mitteln zu
leisten, da dte Pensionsbesträqe, die der Gemeinde­
beamte jeweils zu erorlnqen hat und ole bei ande­
ren Rechtsträgern zumindest teilweise zur Deckunq
des Abfertigungsbetrages dienen, dem Land zu
überweisen sind. Das Land, dem sowohl Pensions­
beiträge des Gemei-ndebeamten als euch Beiträge
der Gernelndaqemäß § 22 der GemE':ndebed.ienste­
ten zugekommen S'i'nd, -ist von jeder Zahlungsver­
pflichtung befreit, W€,i1 in solchen Fällen kein über­
weisungsbetrag nach § 311 ASVG an den Sozialver­
sicherungsträger zu leisten 'i-st.

Die vorqeschiaqene Neuregelung sieht daher vor,
daß nunmehr auch in einem solchen Fall das Land
der Geme~nde jenen Betrag zu erstatten hat, den die
,Gemeinde oder der Gernemdeverband nach § 311
ASVG als Gberwelsunqsbetraq zu leisten hätte, wür­
oa der Beamte we1ibUchen Gesch~,ech·tes aus anderen
als ,im § 26 (3) Gehaltsgesetz angeführten Gründen
aus dem Gemeindeolenstverhältnis ausscheiden.
'l:iememoe ooer O'3f l:is,memoeveroano naen ~ ;;$11

ASVG als Oberweisunqsbetraq zu leisten hätte, wür­
oa 'der Beamte we4b4~chen Gescblechtes aus anderen
als -im § 26 (3) Gehaltsgesetz angeführten Gründen
aus dem Gernelndeoienstverhältnis ausscheiden.

Zu Art. I Z. 18 und 23 (§§ 25 Abs. 5 und 38 Abs. 2):

Durch die 24. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBI. Nr.
214/1972, wurde mit Wirkun9 vom 1. Dezember 1972
§ 30 neu ,gefaßt und di'3 Er.mächti.gung, für Beamte
Dienstzulagen durch Verordnung generell testzuset­
zen, aus dem Gehalts'Qesetz 1956 ·eliminiert. Die §§ 25
Abs. 5 und 38 Abs. 2 sind daher dieser Rechtslage
anzupassen.
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Zu Art. I Z. 19 und 24 (§§ 31 und 39):

Durch di-e Bundesverfassungsgesetz-Novelle 1974.
BGBJ. Nr. 444, wurde 'U. a. die Kompetenzverteliunq
auf dem Gebiet des Dienstrechtes neu geordnet. Die
be:z:üglichen Regelungen finden sich in Art. 21 B-VG.

Zur Erfassung der Auswirkungen dneser Neuord­
nung ist die Betrachtung der Rechtslage vor dem In­
krafttreten dieser ·Bundesverfassungsgesetz-Novelle
erforderäch. Nach dieser Rechtslage war das Dienst­
recht der Angestellten des Bundes 'Fn Gesetzgebung
und Vollziehung Bundessache. :Beim Dienstrecht der
Ang!estel'lten der Länder und Gemeinden mußte zwi­
schen Angestellten, dle behördliche Aufgaben, und
solchen, d;e keine behördächsn Aufgaben zu besor­
gen hatten, unterschieden werden. Hatten Gernemde­
bedienstete behördliche Aufgaben zu besorgen, so
war die Zuständigkeit der Länder zur Gesetzgebung
und VolJ2!iehung gemäß Art. 15 Abs. 1 B-VG gegeben,
u. zw. unabhängig davon, ob die BedrJensteten in
elnem öffenUich"rechtlichen oder privatrechtHchen
Dienstverhältnis standen. Das 9~ei'che galt für jene
GemeindebecNensteten, die in einem öflfenUich-recht­
lichen Dienstverhältnis standen und keine behördli­
chen Aufg'aben ZiU besorgen hatten. HinsichHich der
privatrechtächen Bedienst·eten der G·emei,nden, die
keine behördüchen Aufgaben zu besorgen hatten,
war die Kompetenzgrundlage wiederum Art. 10 Abs. 1
Z.6 bzw. Art. 10 Abs. 1 Z. 11 B-VG.

Dieses System der Kornpetenzverteäunq wurde
durch dfe Bundesverfassungsgesetz-NoveNe 1974 we­
sentlich g.eändert. Nach Art. 21 Abs. 1 B-VG obl·iegen
nunmehr den Ländern die Gesetzgebung und die
VolI~iet1l1Jng ln den Ange~egenheitendes Dienstr.ech­
tes der Bed.iensteten der Länder, der Gemeinden und
G'emepndeverbände, wobei der einheitUche sprach­
Piche Ausdruck "Bedienstete" alle Bedienstete, un­
abhängig davon, ob sie behördliche Aufgaben zu be-

sorgen haben oder nicht bzw. ob ·es sich um Beamte
oder um Vertraqsbedtenetete handelt, umtfaßt.

Mit dem vorfiegenden Gesetzentwurf soU daher
-die dargesteUte Unterscheidung zwischen Bedienste­
ten der Gemeinden, die behördNche Aufgaben, und
solchen, oie keine behördlichen A\ufgaben zu besor­
gen haben, da sie kompetenzrechttlch nicht mehr re­
levant list, eNmlniert werden.

Zu Art. I Z. 20 (§ 32):

Oi·e Begrlrffe Sonderurlaub und Karenzurtaub wur­
den durch di,e 24. VBG-Novelle, 6GBI. Nr. 319/1977,
neu definiert, sodaß elne Anpassung des Gemeinde­
bedienstetengesetzes erforderl ich list.

Zu Art. I Z. 21 (§ 37):

Weder die Gemeindeordnung noch das Gemetn­
debedienstetengesetz enthalten Bestimmungen über
die Haushaltsführung des Gemeindeverbandes. Da
dies 'ln der Praxis zu Schwi,erigkei,ten 'gef.ührt hat, soH
§ 37 entsprechend ergänzt werden.

Zu Art. 11:

Art. 11 regelt das Inkrafttreten der Bestimmungen
des Entwurfes.

Art. I Z. 15 solt mit 1. 8. 1979 in Kraft treten, weU
Itm August 1979 erstmalig e~ne Gemei.ndebedienstete
·mit Anspruch auf Abf.erti·gung nach § 26 Abs. 3 Ge­
haltsgesetz 1956 aus dem Gemeindedienst ausge­
schieden 'ist. Durch die rückwirkende Inkraftsetzung
der neuen Begetung würde die Möglich.keit geschaf­
fen, der betroffenen Gemetnde einen TeB der ge­
leisteten Abfertltgung aus Landesmitteln zu ersetzen.
Die übrigen Bestimmungen des Gesetzes selten mit
1. JuU 1980 in Kraft treten.


